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Stellungnahme Erwiderung

In der Sitzung des Fachbereichsausschusses am 07.06.2016 haben sich die
Fraktionen dafür ausgesprochen, wie der Verbandsgemeinderat Vallendar eine
ablehnende Resolution zur geplanten Ultranet—Trasse zu fassen.

Der Errichtung des Ultranetzes wird im Netzentwicklungsplan 2013 (NEP) als
erforderlich angesehen. Der NEP wurde von den Übertragungsnetzbetreibem unter
Beteiligung der Bundesnetzagentur und der Öffentlichkeit abgestimmt und stellt
den Ausbaubedarf des Netzes in den nächsten 10 Jahren dar. Auf dieser
Grundlage hat der Gesetzgeber im Bundesbedarfsplangesetz das Ultranet als
energiewirtschaftlich notwendige

Ausbaumaßnahme festgesetzt. Der Bundesbedarfsplan enthält dabei die
Anfangs- und Endpunkte der notwendigen Leitungen, aber nicht die konkreten
Trassenverläufe.

Das Ultranet ist eine von vier Stromautobahnen von Nord nach Süd. mit denen der
sichere Betrieb des Stromnetzes im Rahmen der Energiewende sichergestellt
werden soll. Daneben enthält der Bundesbedarfsplan weitere Leitungsvorhaben.

Aufgrund der geringeren Leitungsverluste im Vergleich zum Wechselstrom sollen
diese vier Hauptleitungen Gleichstrom übertragen.

Beim Ultranet sollen die Gleichstromleitungen auf vorhandenen Masten ergänzt
werden. wohingegen bei den anderen drei Haupttrassen ein Neubau vorgesehen
wird.

Mit Änderung des Bundesbedarfsplangesetz Ende 2015 wurde der Vorrang der
Erdverkabelung bei den Neubauvorhaben beschlossen. Dieser Vorrang gilt jedoch
nicht bei der Nutzung vorhandener Trassen wie beim Ultranet.

Hier wird in die Stellungnahme eingeführt und Sachverhalte aus dem
vorangestellten Verfahren zur Bedarfsermittlung sowie
dem Bundesbedarfsplangesetz aufgeführt. Von Seiten der Vorhabenträgerin ist
dazu keine Erwiderung erforderlich.f__________.._

Der Übertragungsnetzbetreiber Amprion hat den Antrag auf Bundesfachplanung
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Schreibmaschine
Erwiderung der Bundesnetzagentur vom 15.06.2018 zur Stellungnahme der Stadt Koblenz vom 28.12.2017im Rahmen der Bundesfachplanung für den Planungsabschnitt A (Riedstadt – Mannheim-Wallstadt) 



gestellt Bez der Bundesfachplanung rst der konkrete Trassenverlauf abzust
rmmen Ampnon hat mitgeteilt, dass dre Nutzung einer uber Koblenzer
Stadtgebiet verlaufenden Frellertung fur das Ultranet eme bevorzugte
Trassenvanante darstellt Im Stadtterl Wallershelm verlauft die Trasse m
unmittelbarer Nahe zu Wohngebieten

lm Rahmen der Bundesfachplanung wurd die Stadt Koblenz wae andere Behorden
offizrell um Abgabe emer Stellungnahme gebeten, dle von der Bundesnetzagentur
bei der Entscheidung uber den Trassenverlauf zu berucksrchtlgen lSt Zudem
erfolgt ber der Bundesfachplanung eme Burgerbeterllgung durch offentlrche
Auslegung der Planunterlagen

Bisher hat dle Bundesnetzagentur noch nicht den Untersuchungsrahmen fur die
Bundesfachplanung festgelegt, so dass mit Vorlage der Antragsunterlagen
fruhestens rm Jahre 2017 zu rechnen lSt

In ernen weiteren Schntt muss das Vorhaben planfestgestellt werden Auch rm
Planfeststellungsverfahren Ist eine Beteiligung der Stadt Koblenz als betroffene
Behorde und die Beteiligung der Offentlrchkelt vorgeschrieben

Der Fachbererchsausschuss hat such dafur ausgesprochen, schon vor dieser
Beteiligung lm Verfahren eine ablehnende Resolution zu verfassen

Diese ablehnende Haltung grundet srch auf der Vermutung, dass durch den
Betrieb von GIerch- und Wechselstrom auf dem gleichen Mast brsher unbekannte
Gesundheitsgefahrdungen entstehen konnten So lehnt auch dre Burgennrtlatrve
PRO Erdkabel Urbar, die srch m der Nachbargememde gegrundet hat, das
Ultranet mit der Begrundung ab, dass GIerch— und Wechselstrom noch me
gleichzeitig auf emem Strommast betrieben wurde, dies daher als unerprobt
anzusehen und abzulehnen lSt Dieser Auffassung hat srch der
Verbandsgemernderat Vallendar mit erner Resolution angeschlossen

Die Stadtverwaltung Koblenz kann dle eventuellen Gesundhertsgefahren durch
Fretlertungen nicht abschlleßend bewerten

Maßgeblich fur den Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor
schadllchen Umwelternwrrkungen und zur Vorsorge gegen schadllche
Umweltelnwrrkungen durch elektrische und magnetische Felder lSt dre 26
Bundes1mmIss:onsschutzverordnung (26 BImSchV) Der Schutz der Bevolkerung
lSt durch dle Grenzwerte der zuletzt lm Jahr 2013 uberpruften und
aktualrsrerten 26 BlmSchV SlChel' gewahrlelstet Dres gilt sowohl fur die
Immlssronen von Gletch- als auch Drehstromleltungen (vgl Kap 3 2 6
Hauptdokument)
Dabei Ist hemorzuheben, dass dre von der 26 BImSchV definierten Grenzwerte
teilweise deutlich unterhalb der Empfehlungen der lntematlonale Kommlssmn fur
den Schutz vor nrchtronISIerender Strahlung (ICNlRP) hegen Die aktuelle ICNlRP
Empfehlung von 2010 schlagt einen Wert von 200 uT fur das magnetische
Wechselfeld als Grenzwert vor, der deutsche Gesetzgeber halt Jedoch weiterhin
an dem strengeren Grenzwert von 100 uT fest Fur das magnetische Gleichfeld
grlt ebenfalls ern deutlich unterhalb der ICNlRP—Empfehlung von 400 mT (400 000
p‘l) lregender Grenzwert von 500 uT Fur das elektrische Wechselfeld grlt gemaß
26 BImSChV ein Grenzwert von 5 kV/m In Ubereanstrmmung mit sowohl der alten
als auch der neuen lCNIRP-Empfehlung (vgl Anhang B 'l 5)

Dre Weltgesundhertsorganlsatron hat am Jahr 2006 einen umfassenden



ausfuhrlichen Rewew zu den biologischen Wirkungen von statischen elektrischen
und magnetischen Feldern veroffentlicht Die Datengrundlage beruht auf knapp
600 Wissenschaftlichen Studien, die bis einschließlich 2005 veroffentlicht wurden,
darunter Viele Humanstudien Das Dokument ist die Grundlage fur die
Grenzwertempfehlungen fur Gleichfelder der Internationale KommiSSion fur den
Schutz vor nichtioniSierender Strahlung (lCNIRP), an denen Sich ebenfalls der
deutsche Gesetzgeber orientiert Wahrend die Grenzwert-Empfehlung der ICNIRP
fur statische Magnetfelder bei 400 mT hegt (400 000 Mikrotesla) gilt in
Deutschland der weit strengere Grenzwert von 500 lVlikrotesIa
ZWischen 2006 und 2013 Sind ca 800 neue Studien zur Wirkung von statischen
elektrischen und magnetischen Feldern veroffentlicht worden Eine Auflistung
dieser Studien mit weiteren Informationen findet Sich im EMF-Portal des
Forschungszentrums für EIektro—Magnetische Umweltvertraglichkeit (femu) des
UniverSitatsklinikums Aachen unter www emf—portal org
Es hegen zahlreiche epidemiologische Studien zu Wechselstrom-Magnetfeldern
von Freileitungen vor, die keinen Nachweis gesundheitlicher Gefahren erbracht
haben Die Ergebnisse dieser Studien gelten auch fur eine Hybrid—Leitung Das
Wechselstrom-Magnetfeld der Freileitungen uberlagert Sich stets mit dem
magnetischen Gleichfeld der Erde (Erdmagnetfeld) Das Magnetfeld, das von der
geplanten Gleichstromleitung erzeugt Wird, liegt jedoch unter dem des
Erdmagnetfeldes (vgl Kap 3 2 6 Hauptdokument) Daher treten auch bei einer
Hybridleitung keine neuartigen biologischen Wirkungen durch die Uberlagerung
von magnetischen Gleich— und Wechselfeldern auf
Dies spiegelt Sich ebenfalls in der separaten Bewertung bezuglich der
Grenzwerte fur Gleich- und Wechselfelder in der 26 BlmSchV Wieder Hierzu
heißt es in den Durchfuhrungshinweisen zur 26 BImSchV, dass es "[ ] bisher
keinen Wissenschaftlichen Anhaltspunkt fur ein gemeinsames Wirkmodell von
Gleichfeldem und Wechselfeldern gibt "

Zudem liegen derzeit Widerspruchliche Informationen vor, inWieweit magnetische
Felder durch Erdverkabelung abgeschirmt werden k0nnen

Von der StrahlenschutzkommiSSion des Bundesministeriums fur Umwelt,
Naturschutz, Bau und ReaktorSicherheit (SSK) Wird zu
Hochspannungsgleichstromubertragungen (HGU) die Auffassung vertreten , dass
auch nach Bewertung der neueren Wissenschaftlichen Literatur (Stand 2013)
durch die magnetischen Gleichfelder keine direkten gesundheitlich relevanten
Auswukungen auf die Allgemeinbevolkerung zu erwarten Sind Die ExpOSitionen

- noch keine vorhanden -

Das hier geplante Vorhaben ist im Bundesbedarfsplan nicht mit 'E'
gekennzeichnet und fallt damit nicht unter den Erdkabelvorrang Eine
Erdverkabelung des geplanten Vorhabens ist somit im Bundesbedarfsplan nicht
vorgesehen (vgl Kap 3 1 3 Hauptdokument)

Die weiteren Ausfuhrungen werden zur Kenntnis genommen, eine ErWiderung ist
nicht erforderlich



gegenuber magnetischen GIeachfeldem Iregen selbst direkt In Trassenmatte rm
Bereach der In der Natur und in der Wohnumwelt auftretenden Werte ( ) Dre
elektrischen Glerchfelder konnen nicht rn das Korperannere erndrrngen und dort
keane gesundhertlrchen Beerntrachtrgungen hervorrufen " Ber der Bewertung der
Wirkungen elektrischer Felder wurden von der SSK auch dre großeren
Raumladungswolken durch Glerchstromleatungen berucksrchtagt

Andererserts spncht dae SSK von "Regelungslucken" ber HGU-Leatungen und
dass dre Angabe von belastbaren Schwellenwerten fur Wahrnehmungs-,
Belastagungs—‚ Schmerz- und Gefahrdungseffekte Im Hmblack auf dre begrenzte
Datenlage, Insbesondere hansachtlrch der Anzahl der untersuchten Personen und
der Eanflusse von Kofaktoren wae z B Ionendachte, derzeat nacht moglrch rst Die
SSK empfiehlt daher dre Durchfuhrung weiterer ForschungsprOJekte zur
Wahrnehmung vor allem an Form von Humanstudaen unter gut kontrollaerten
Bedrngungen

Dre SSK empfhrelt erganzende Humanstudaen zur Wahrnehmbarkeat der
elektnschen Felder von Glerchstromverbrndungen Dres hegt daran, dass dae
durch Studien zu diesem Thema geschaffene Datengrundlage eher begrenzt ast
Dae Planung fur das Vorhaben basrert auf eaner an der Fachwelt als maßgeblach
anerkannten Studae zur Wahrnehmung von elektrischen Gleachfeldern (J -P
Blondrn, et al "Human perceptron of electnc fields and ron currents assocaated
wrth hrgh—voltage DC transmrssaon lanes”, Broelectromagnetacs 17, 230-—241
(1996)) Drese Studre ist ebenfalls Basrs der Empfehlungen antematronaler
Fachgremren zum Desagn von Gleichstrom-H00hspannungsIertungen (CIGRE
report 473 "Electnc Freld and lon Current Envrronment of HVDC Overhead
Transmrssron Lrnes”, ISBN 978—2-85873—162-6 (2011)) Erne erganzende
sogenannte Perzeptronsstudre zur Absrcherung und Erweaterung der
Datengrundlage ward derzeat an der RWTl-l Aachen vorberertet

Elektnsche Gleichfelder haben kerne direkten Auswrrkungen auf den
menschlichen Korper Sre erzeugen an erster Lrnre Ladungsansammlungen auf
der Korperoberflache und drangen nrcht m das Innere des Korpers ern Ab starken
Feldstarken kann es zu Entladungen kommen, ahnlach wie nach erner statrschen
Aufladung z B an Kunstfasertextalren Fur die Aufladung der Luft an
Glerchstromlertungen exrstreren kerne konkreten Grenzwerte Stattdessen
empfiehlt dae Strahlenschutzkommrssaon, dass dae durch dre lonenstrome
moglacherwease auftretenden Entladungen zu keanen unzumutbaren
Belastagungen fur Menschen fuhren sollen Drese Empfehlung ast rn dre 26
BImSchV eingeflossen Drese gesetzlrchen Anforderungen ward das Vorhaben
sacher eanhalten

Dre Stadt Koblenz ast von dem Verlauf des Ultranets am Abschnrtt Rredstadt-
Mannheam—Wallstadt nrcht darekt betroffen Dre Entscheadung fur den Verlauf Im
genannten Abschnatt hat Jedoch Auswarkungen auf den weiteren Trassenverlauf
und damrt letztendlrch auch auf dre Stadt Koblenz

Dae Bundesfachplanung fur den Abschnatt Raedstadt-lVIannherm—Wallstadt
bernhaltet eanen vorgezogenen Alternatrvenverglerch fur den gesamten
Trassenverlauf Osterrath _..„.„ Phrlrppsburg Da daesbezuglach ber Umsetzung der

Im Hauptdokument wurden Im Kapatel 4 "Vorgezogener Altematwenvergleach" dae
großraumrgen Altemataven zwrschen Weaßenthurm und Burstadt ostlach und
westlrche des Rherns gepruft Sowohl der Verglerch auf Basrs der summanschen
Auswrrkungsprognose als auch dre Betrachtung der Kosten belegen Jeweils eane
deutlrche Kontrastaerung zugunsten der Altemataven ostlrch des Rherns (1a und
1b) Angesrchts der rund vrerfach hoheren Kosten fur dae Lertungsrealrsrerung rn
den westlach des Rherns gelegenen Altematrven und des fur daese Altematwen
ca funfmal hoheren Kompensataonsbedarfs scherden dre beaden westlichen
Alternativen (Za und 2b) als nrcht vernunftrg rm Sinne des UVPG bzw nicht



Trassenvaraante Strang 2 deutlach großere Abstande zu den Wohngebieten der
Stadt Koblenz eangehalten werden k0nnen, spncht sach dre Stadt Koblenz fur
daesen Trassenkorrrdor aus

Des Weateren bekraftagt und waederholt dae Stadt Koblenz Ihre Resolutron
zum Ultranet mit Datum vom 16 06 2016, mat welcher unter anderem dae
Bundesnetzagentur aufgefordert ward, eane Trasse fur das Ultranet vorzusehen, die
nacht an der Nahe von Wohngebaeten der Stadt Koblenz verlauft oder rn solchen
Bereachen eane Erdverkabelung vorzusehen

Dae Resolutaon der Stadt Koblenz haben wrr daesem Schreaben bergefugt
Daese hatten war lhnen bereats am 15 07 2016 zugesandt und darauf von lhnen em
Antwortschreaben mrt Datum vom 22 O8 2016 erhalten

Beschlussentwurf

Der Stadtrat Koblenz beschlaeßt folgende Resolutaon zur geplanten
Hochstspannungsgleachstromubertragung (HGU) Ultranet

Dae Fa Ampraon und dae Bundesnetzagentur werden aufgefordert, eane Trasse
fur das Ultranet vorzusehen, dae nacht an der Nahe von Wohngebaeten der Stadt
Koblenz verlauft oder an solchen Bererchen eane Erdverkabelung vorzunehmen

Weaterhan wrrd der Bundestag aufgefordert, das Bundesbedarfsplangesetz
dahangehend zu andern, dass auch fur das Vorhaben Nr 2 "Glelchstrom-—
Hochstspannungsleatung Osterath -— Phallapsburg" der Vorrang der Erdverkabelung
gemaß ä 3 des Gesetzes galt

Anlagen

Moglache Trasse am Stadtgebiet Koblenz (ungefahrer Verlauf)

Planungsschratte Ultranet

ernsthaft an Betracht kommend am Sanne des NABEG aus

Im Rahmen des vorgezogenen Alternatrvenverglerchs (Kapatel 4 Hauptdokument)
wurde festgestellt, dass der Anteal von Saedlungsflachen, gemessen rn Hektar, am
Trassenkorndor der Irnksrheinaschen Alternatave geranger ast (vgl Kapatel 4 3 3
Hauptdokument) Der Anterl der Saedlungsflache an den Trassenkomdoren ast
jedoch eanes von mehreren Knteraen zur Beurterlung der Korradoreagnung
In der Gesamtsacht stellt sach unter Berucksrchtagung aller Krateraen der
rechtsrheanasche Korrador als vorzugswürdrg dar In daesem Korrrdor wrrd es
daruber hanaus aufgrund der Nutzung der Bestandsleatung uber weate Strecken zu
keaner Veranderung der Bestandssatuatron kommen Im Gegensatz dazu musste
lanksrheanasch eane neue Frealeatung, dae nur rn Tealen als Parallelneubau zu
realrsreren ast, gebaut werden Daes wurde zu neuen Betroffenheaten von
Saedlungsflachen und Flachen dae dem sredlungsnahen Umfeld zuzuordnen srnd,
fuhren
Somrt scherden dre beaden Irnksrheanaschen Alternatrven (2a und 2b) als nacht
vernunftag am Sanne des UVPG bzw nacht ernsthaft an Betracht kommend am
Sanne des NABEG fur dae weatere Betrachtung aus (vgl Kapatel 4 3 5
Hauptdokument)

In g 3 Abs 1 BBPIG ast durch den Gesetzgeber neu festgelegt worden, dass
bestrmmte HGU—Lertungen vorrangig als Erdkabel zu errachten und zu betreaben
oder zu andern sand Fur dae Vorhabentrager besteht bea daesen am
Bundesbedarfsplan mrt "E" gekennzeachneten Vorhaben kean
Entscheadungssprelraum mehr fur dae Frage, ob dre Leatung als Erdkabel oder als
Frealertung errachtet werden kann Nur rn den rn ä 3 Abs 2 BBPIG aufgefuhrten
Ausnahmefallen soll eane Frealertung anstelle eaner Erdverkabelung auf technisch
und wartschaftlach effazaenten Terlabschnatten errachtet werden k0nnen
Das haer geplante Vorhaben rst am Bundesbedarfsplan nacht mat "E"
gekennzerchnet und fallt damrt nacht unter den Erdkabelvorrang Eane
Erdverkabelung des geplanten Vorhabens ast somat am Bundesbedarfsplan nacht
vorgesehen (vgl Kap 3 1 3 Hauptdokument)

Betrachtungsgegenstand der Bundesfachplanung sand bas zu 1000 m brerte
Trassenkorradore Erst am Rahmen des nachfolgenden
PIanfeststellungsverfahrens wrrd der konkrete Trassenverlauf rnnerhalb des am
Ende der Jetzagen Bundesfachplanung festzustellten Trassenkorradores festgelegt

Dae Anlagen zur Stellungnahme , z B "Moglrche Trasse am Stadtgebaet von
Koblenz (ungefahrer Verlauf)", Iaegen der Vorhabentragenn nicht vor




